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„The most difficult question to be answered ...is not how it should look and work at the very 
end, but how to get from here there“.  
 
G. W. Kolodko (Poland’s First Deputy Premier and Minister of Finance from 1994 to 1997) 
 

 

1  Einleitung 
 
Wettbewerbspolitik ist eines der wichtigsten Elemente eines marktwirtschaftlichen Systems. 

Wo es freie Märkte gibt, gibt es Unternehmen und Wettbewerb. Und wo es Unternehmen gibt, 

dort gibt es auch die Bestrebung, den Wettbewerb zu beschränken. Wie eine Gesellschaft, so 

benötigt auch der Markt Regelsysteme, die die Handlungen von Individuen kanalisieren und 

so Anreize zu einem wettbewerbswidrigen Verhalten minimieren bzw. Rahmenbedingungen 

für die bessere Funktionalität des Wettbewerbs schaffen. Nach dieser Definition ist Wettbe-

werbspolitik eine Institution. Und eine der wichtigsten Institutionen, die nach dem Zusam-

menbruch des planwirtschaftlichen Systems im Rahmen der empfohlenen Transformations-

strategie in Russland übernommen worden sind. Dabei wurde ein Regelsystem westlicher 

Prägung importiert bzw. transplantiert. Unter Transplantation der Institutionen wird die Über-

tragung eines kompletten evolutorisch gewachsenen Regelsystems aus einem anderen Land in 

das Inland verstanden.  

 

Heute, fast 15 Jahre nach dem Zerfall der Sowjetunion, stellt sich die Frage, wie erfolgreich 

diese Übernahme war. Der neueste Bericht der OECD zur Wettbewerbspolitik in Russland 

(2004) unterstreicht die Fortschritte, betont jedoch, dass die Wettbewerbspolitik ihre Rolle 

noch nicht ausreichend erfüllt, und weist auf schwerwiegende Mängel hin. Es stellt sich die 

Frage, warum nach fast 15 Jahren der Transformation die Wettbewerbspolitik noch nicht aus-

reichend effektiv ist und die primären Aufgaben wie Schutz und Förderung des Wettbewerbs 

nur zum Teil erfüllt werden. In diesem Zusammenhang wird untersucht, was die Bestim-

mungs- bzw. Einflussfaktoren sind, von denen im Wesentlichen der Erfolg der Transplantati-

on neuer Institutionen abhängt, und was zur Beschleunigung des Prozesses unternommen 

werden könnte. Auf die detaillierte Darstellung einzelner Regelungen und ihrer Ausgestaltung 

wird hier verzichtet. 

 

In diesem Beitrag werden im zweiten Kapitel die theoretischen Grundlagen des institutionel-

len Wandels vorgestellt sowie die Konzepte der Effektivität und der Effizienz von Institutio-

nen erläutert. Aus diesen Konzepten werden dann die Determinanten einer erfolgreichen   
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Übernahme von Institutionen abgeleitet. Eine besondere Beachtung findet die Differenzierung 

zwischen formellen und informellen Institutionen, wobei hier im Gegensatz zu der in der  

Ökonomie üblichen Vorgehensweise informelle Institutionen eine endogene Variable darstel-

len. Im dritten Kapitel werden die Einführung der Wettbewerbspolitik in Russland unter der 

Berücksichtigung der Transformationsstrategien sowie die aktuellen Probleme dargestellt. Im 

folgenden vierten Kapitel wird gefragt, welche Fehler aus der theoretischen Sicht Russland 

bei der Übernahme der Wettbewerbspolitik gemacht hat. Zum Schluss wird die Frage aufge-

worfen, ob bei einer Übernahme der Institutionen ihre mangelnde Effektivität unvermeidlich 

war, und es werden einige generelle Aussagen gemacht, was bei der Transplantation von In-

stitutionen zu beachten ist.  

 

 

2  Transplantation und Effektivität/Effizienz von Institutionen 
 

2.1  Institutionen und institutioneller Wandel 
 
Institutionen unterliegen aufgrund ihrer sozialen Natur einem ständigen Wandel. Menschen 

verändern sich im Laufe der Zeit, so auch Institutionen. Im Allgemeinen dienen Institutionen 

der Reduzierung von Unsicherheit, indem sie Handlungen kanalisieren und dadurch die Hand-

lungssicherheit der Akteure erhöhen. Um ihre Rolle zu erfüllen, müssen Institutionen eine 

gewisse Stabilität und Beharrlichkeit aufweisen. Eine zu häufige oder zu schnelle Verände-

rung der institutionellen Regeln verursacht wirtschaftliche (und politische) Instabilität und 

Unsicherheit bei den Individuen. Daher ist eine gewisse Resistenz gegen Veränderungen cha-

rakteristisch für Institutionen. Nichtsdestotrotz verändern sie sich im Lauf der Zeit und passen 

sich an die neuen ökonomischen Daten an. 

 

Institutioneller Wandel kann durch verschiedene Entwicklungen ausgelöst werden. In der mo-

dernen Ökonomie zählen hierzu technischer Fortschritt und Wertewandel sowie politisch 

festgelegte Strategie. Diese letzte Variante des institutionellen Wandels ist unter Wirtschafts-

wissenschaftlern besonders umstritten. Hayek war der Meinung, dass ein konstruktivistischer 

Akt der Institutionensetzung generell nicht zu empfehlen ist. Die meisten Institutionen sind 

eher das „Ergebnis menschlichen Handelns, aber nicht menschlichen Entwurfs“1. Bei der 

Transplantation von Institutionen handelt es sich um einen politisch motivierten institutionel-

len Wandel. Eine evolutorische Transformation von Planwirtschaft zu Marktwirtschaft wäre 

dagegen kaum denkbar, schon allein aufgrund der Länge und der sozialen Kosten dieses Pro-
                                                 
1 Hayek (1969), S. 97. 
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zesses. Der institutionelle Wandel im Rahmen der Transformation basiert daher auf einer poli-

tisch festgelegten Strategie. Darüber hinaus ist es wichtig, dass die Bevölkerung die Politiker 

zum Entwurf und zur Umsetzung einer solchen Transformationsstrategie legitimiert. Wer 

konkret die Strategie entwirft, spielt dabei eine marginale Rolle. Eine strategische Vorge-

hensweise kann von den alten/neuen Machtinhabern in Eigeninitiative festgelegt oder von 

externen Beratern/Organisationen empfohlen bzw. eingefordert werden. Unproblematisch ist 

diese Vorgehensweise keinesfalls, da die institutionellen Veränderungen bei der Transforma-

tion eines ganzen Wirtschaftssystems sehr komplex und allumfassend sind.2 Die den Instituti-

onen inhärente Resistenz gegen die Veränderungen ist durch Pfadabhängigkeiten bedingt. 

 

 

2.2  Pfadabhängigkeit der institutionellen Entwicklung 
 
Der Ansatz der Pfadabhängigkeit in der institutionellen Ökonomie impliziert, dass anfängli-

che Zufälle zu einer Prägung eines evolutionären Pfades führen können. Wenn sich eine von 

mehreren Alternativen durchsetzt, kann die Lösung effizient oder ineffizient sein. Bedingt 

durch die Rückkopplungsprozesse kann der eingeschlagene Pfad nicht so leicht wieder verlas-

sen werden. Bestimmte Ereignisse in der Vergangenheit sorgen dafür, dass bestimmte Institu-

tionen gewählt werden. Der zustande gekommene Pfad muss aber nicht der beste sein. Die 

Entwicklung kann zu suboptimalen Ergebnissen führen. Der Begriff Pfadabhängigkeit bedeu-

tet, dass ein historisches institutionelles Erbe die Auswahl der Möglichkeiten bei der instituti-

onellen Innovation begrenzt. Änderungen, die vorgenommen werden, sind zwar von ihrem 

Ergebnis her nicht vorbestimmt, aber auch nicht rein zufällig.3 Es kommt zu positiven Rück-

kopplungen, d. h. die Gewinne, die bei der Verfolgung des Weges für die Individuen entste-

hen, nehmen stetig zu, so dass die Kosten für eine Abkehr vom gewählten Weg den durch den 

Pfadwechsel entstehenden Nutzen übersteigen.4 Alle Pfadabhängigkeitskonzepte gehen von 

einer graduellen institutionellen Entwicklung aus. 

 

Pfadabhängigkeit prägt jeden institutionellen Wandel, die Frage ist jedoch, wie stark ihr Ein-

fluss auf Institutionen ausfällt. North, der auch den Begriff Rückkopplungen im Zusammen-

                                                 
2  Bei marginalen Veränderungen geht es beispielsweise um eine institutionelle Anpassung der westeuropäi-

schen Länder, wie etwa im Rahmen der Harmonisierung von institutionellen Regeln innerhalb der EU. Bei 
umfassenden Veränderungen geht es dagegen um eine Änderung des gesamten politischen und/oder wirt-
schaftspolitischen Ordnungsrahmens einschließlich der Verfassung. Beispiele dafür bieten lateinamerikani-
sche und asiatische Länder nach dem Ende des Kolonialismus und die Länder Mittel- und Osteuropas sowie 
der ehemaligen Sowjetunion nach dem Zusammenbruch des Ostblocks. 

3  Vgl. Leipold (2000), S. 11. 
4  Vgl. Polster (2001), S. 21-23. 
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hang mit der Pfadabhängigkeit eingeführt hat,5 geht von der Existenz vorgegebener Entwick-

lungspfade aus, die entweder gar nicht oder nur sehr schwer verlassen werden können. Er 

bringt die Pfadabhängigkeit in Verbindung mit der Kultur einer Gesellschaft, mit Normen und 

mentalen Modellen, die auf bestimmten Informationen beruhen, mit denen die Individuen das 

Funktionieren der Umwelt wahrnehmen und sich erklären. Individuen handeln auf der Grund-

lage ihrer kulturellen Vorstellungen und wollen Ordnungen, die ihren Normenvorstellungen 

entsprechen. Kulturelle Ansätze sind daher Grundlage für neu entstehende Institutionen und 

begründen aus ihrer Existenz heraus die Pfadabhängigkeit dieser Institutionen.6 Daher fasst 

North den Wandel der Institutionen als eine schrittweise Veränderung formeller (d. h. kodifi-

zierter, wie z. B. die Verfassung, das geschriebene Recht, etc.) und informeller Regeln (d. h. 

unkodifizierter, wie z. B. Werte, Konventionen, Verhaltensweisen) entlang des kulturell vor-

gegebenen Entwicklungspfades auf.7 Stark dagegen versteht unter Pfadabhängigkeit die Tat-

sache, dass die Wahlmöglichkeiten der Individuen, die neue Richtungen einschlagen wollen, 

durch die bereits existierenden Institutionen begrenzt sind. Er distanziert sich von der An-

nahme, dass es schon vorgezeichnete Wege gibt. „Institutions limit the field of action, they 

preclude some directions, they constrain certain courses.“8  

 

Alle Ansätze haben Folgendes gemeinsam: Sie gehen von der zeitlichen Stabilität der Institu-

tionen, von sich selbst verstärkenden Rückkopplungsprozessen und der Nicht-

Vorhersehbarkeit der Ergebnisse aus.  

 

 

2.3  Inkonsistenz der institutionellen Entwicklung 
 
Aus der Sicht der Pfadabhängigkeitskonzepte ist eine langsame, graduelle Entwicklung der 

Institutionen für eine Volkswirtschaft vorteilhaft, weil die innere Dynamik eines institutionel-

len Wandels damit berücksichtigt wird. Der Versuch, im Rahmen eines Transformationspro-

zesses Institutionen aus den marktwirtschaftlich organisierten Ländern einfach umzusetzen, 

birgt die Gefahr, dass die Entwicklung von formellen und informellen Institutionen zu stark 

divergiert. Diese Inkonsistenz in der institutionellen Entwicklung führt unter Umständen zu 

Problemen bei der Durchsetzung und der Akzeptanz der neuen formellen Regeln.9  

                                                 
5  Vgl. North (1995), S. 10. 
6  Vgl. Denzau/North (1994), S. 3-31, sowie Kiwit/Voigt (1995), S. 134-136. 
7  Vgl. North (1991), S. 98-124. Damit entfernt sich North vom evolutorischen Ansatz, der vorsieht, dass die 

schlechteren Institutionen durch den Wettbewerb selektiert werden. 
8  Stark (1993), S. 14. 
9  Vgl. Streit/Mummert (1996), S. 12. 
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Der institutionelle Wandel wird durch die Inkonsistenz in der Entwicklung von formellen und 

informellen Institutionen verlangsamt. Diskrepanzen zwischen der raschen Umsetzung der 

formellen Regeln und der pfadabhängigen Entwicklung von Verhaltensnormen sowie Traditi-

onen verursachen zwischen-institutionelle Konflikte. Das Ergebnis eines institutionellen 

Wandels wird dadurch letztendlich nur schwer voraussagbar.  

 

Welche Faktoren müssen vorliegen, damit eine Transplantation von formellen Institutionen 

mehr oder weniger erfolgreich wird? Und wie kann der Erfolg beurteilt werden? Hier bieten 

sich zwei Kriterien an. Einerseits kann die Effektivität der neuen Institution untersucht wer-

den. Sind Institutionen effektiv, stellt sich die Frage nach ihrer ökonomischen Effizienz. Dies 

soll im Folgenden erläutert werden. 

 

 

2.4  Determinanten der Effektivität 
 
Auf der konstitutionellen Ebene lässt sich die Effektivität der Institutionen am Verhältnis zwi-

schen De-facto-Regeln (die in einer Gesellschaft tatsächlich geltenden Regeln) und De-jure-

Regeln (im schriftlichen Recht erfassten Regeln) feststellen. Wenn die de facto ablaufenden 

Entscheidungsprozesse den De-jure-Regeln entsprechen, kann von einer effektiven Institution 

gesprochen werden.10 Kein Staat kann auf Dauer formales Recht gegen den Willen der Bürger 

durchsetzen. Die Durchsetzung des Rechts basiert zu einem großen Teil auf den informellen 

Institutionen, also individuellen Werten, privaten Regeln und Traditionen. Die Effektivität 

von Institutionen ist somit davon abhängig, ob die formellen mit den informellen Institutionen 

konsistent sind.11 Dadurch wird deutlich, dass die Effektivität von transplantierten Institutio-

nen keineswegs selbstverständlich ist und eine Transplantation nur unter speziellen Bedin-

gungen gelingen kann. 

 

Besonders wichtig für den Erfolg einer Transplantation von Institutionen ist, dass die Regeln 

im Inland als legitim anerkannt werden und mit den bestehenden informellen Institutionen 

konsistent sind. Die erwartete Effektivität kann als Funktion von drei Variablen betrachtet 

werden: 

 

 

                                                 
10  Vgl. Voigt (1999), S. 8, und Berkowitz/Pistor/Richard (2003), S. 166. 
11  Vgl. Voigt (1999), S. 15-22. 
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1) Legitimation durch gesellschaftliche Akteure  

Die Nachfrage nach den Institutionen ist für die Legitimität der Institutionen wichtig. Akteure 

einer Gesellschaft müssen von der Notwendigkeit neuer formeller Institutionen überzeugt sein 

bzw. die neuen Regelsysteme als notwendig anerkennen.12 Der gesellschaftliche Konsens 

über die notwendigen Institutionen soll im konstitutionellen Moment (bei der Entstehung der 

Verfassung) vorliegen. Im Fall der Wettbewerbspolitik wird hier von der Legitimität der neu-

en Institutionen ausgegangen. Damit sind die folgenden zwei Variablen von besonderer Be-

deutung. 

 

2) Vertrautheit einer Gesellschaft mit den neuen Regeln 

Von einer Vertrautheit mit den transplantierten Regeln wird dann ausgegangen, wenn das 

betreffende Land in seiner jüngeren Geschichte bereits mit den transplantierten Institutionen 

bzw. mit ähnlichen Regelsystemen konfrontiert wurde. Hier könnte die so genannte „Kultur-

grenze“ eine zentrale Rolle spielen.13 Einige Forschungsarbeiten belegen, dass die Effektivität 

von importierten Regeln dann höher ist, wenn ein Land bereits mit Regeln westlicher Prägung 

(aus derselben Rechtsfamilie) früher konfrontiert war. Solche Gesellschaften haben vermut-

lich schon eine Rechtskultur entwickelt, die sie für Transplantationen empfänglicher macht, 

auch wenn aufgrund von Kriegen, Diktaturen etc. von diesen Rechtssystemen lange kein Ge-

brauch gemacht wurde. Die höhere Effektivität resultiert daraus, dass Akteure das Recht bes-

ser verstehen und anwenden können, auch wenn sie selbst noch nie zuvor damit Erfahrung 

gemacht haben. Die Rechtsstaatlichkeit wird durch informelle Institutionen weiter getragen. 

Dies entspricht der Vorstellung einer pfadabhängigen Entwicklung von Institutionen bzw. der 

Ansicht, dass informelle Institutionen lange brauchen, bis sie sich verändern.14 In diesem 

Sinne bemerkt auch North: „When there is a radical change in the formal rules that makes 

them inconsistent with existing informal constraints, there is an unresolved tension between 

them that will lead to long-run political instability.”15  

 

In Bezug auf Russland ist zu berücksichtigen, dass die informellen Institutionen durch sechzig 

Jahre Sozialismus beeinflusst waren. In dieser Zeit war „rule of law“ ein Fremdwort. Die Ver-

fassung bestand aus leeren Versprechungen, die wirtschaftlichen Prozesse waren von Hierar-

chie und Planwirtschaft geprägt. Die transplantierte Wettbewerbspolitik hatte weder wirt-

schaftshistorische noch rechtliche Anknüpfungspunkte. Ein zentrales Problem der Transplan-

                                                 
12  Vgl. Adamovich (2004), S. 270-271. 
13  Vgl. Pistor/Raiser/Gelfer (2000), S. 336, 346. 
14  Vgl. Berkowitz/Pistor/Richard (2003), S. 175. 
15  North (1991), S. 167.  



 

 

8 

 

tation von formellen Institutionen war hier die fehlende Vertrautheit im Umgang mit einem 

Rechtssystem und die daraus resultierende Inkonsistenz der neuen Regeln mit den informellen 

Institutionen. 

 

3) Anpassung der formellen und informellen Institutionen 

Die Inkonsistenz der institutionellen Entwicklung kann theoretisch durch die Anpassung der 

transplantierten formellen an die informellen Institutionen beseitigt werden. Eine denkbare 

Möglichkeit könnte eine „informierte Wahl“ zwischen verschiedenen Modellen sein, die im 

Vorfeld der Transformation stattfindet. Die Modelle sind dann das Ergebnis der vergleichen-

den Forschung, die kulturelle und historische Besonderheiten des jeweiligen Landes (d. h. 

informelle Institutionen) berücksichtigt.16 Eine so verstandene Anpassung ist zumindest theo-

retisch möglich, da sich formelle Institutionen im Gegensatz zu informellen Institutionen rela-

tiv leicht verändern lassen. Darüber hinaus wird der Grad der Anpassung vermutlich höher, 

wenn mehr relevante Akteure insgesamt und insbesondere mehr Inländer (in Relation zu Aus-

ländern) an der Institutionensetzung beteiligt sind, da die inländischen Akteure die informel-

len Institutionen naturgemäß am besten kennen.  

 

Eine Anpassung der informellen Institutionen an die neuen formellen wäre auch denkbar, was 

aber vermutlich zu einem längeren Anpassungsprozess führte, da informelle Institutionen sich 

langsamer verändern. In diesem Fall kommt der Anpassungsdruck von innen, indem Akteure 

erkennen bzw. erfahren, dass neue formelle Regeln langfristig Vorteile bringen, wie z. B. eine 

Erhöhung der nationalen/internationalen Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen bzw. Quali-

täts-/Preisvorteile für Konsumenten. Die alten formellen Institutionen werden zwar im Rah-

men des Transformationsprozesses abgeschafft, bleiben jedoch z. B. in der Markt- und Pro-

duktionsstruktur nach wie vor verankert. Damit entsteht ein Konflikt zwischen alten und neu-

en formellen Institutionen. Eine Veränderung der informellen Institutionen führt zur Lösung 

des Konflikts und löst damit das Problem der institutionellen Inkompatibilität.  

 

 

2.5  Effizienz transplantierter Institutionen 
 
Die Inkonsistenz zwischen formellen und informellen Institutionen kann je nach Stärke ihrer 

Ausprägung neben der Effektivität auch die Effizienz der transplantierten Institutionen beein-

flussen. Die Effizienz von Institutionen wird nach North mit dem Transaktionskostenkonzept 

                                                 
16  Vgl. Berkowitz/Pistor/Richard (2003), S. 180. 
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erklärt. Zur Erhöhung der institutionellen Effizienz müssen Kosten der Umsetzung, Durchset-

zung und Kontrolle von Institutionen minimiert werden. Wenn die De-facto-Regeln den De-

jure-Regeln entsprechen, kann von einer effektiven Institution gesprochen werden. Die weiter 

bestehende Inkonsistenz, vermutlich in abgeschwächter Form, bringt aber hohe Transaktions-

kosten mit sich. Diese äußern sich in Aktivitäten wie Lobbyarbeit, Bildung von Macht-

clustern, Korruption, Zeitverschwendung und finanziellen Aufwendungen zur Reduzierung 

von Unsicherheit. Je größer die Diskrepanzen in der institutionellen Entwicklung, desto höher 

sind die Transaktionskosten, die die wirtschaftliche Entwicklung beeinflussen.  

 

Die erste Ursache für hohe Transaktionskosten ist durch die Public-Choice-Theorie erklärbar. 

Jede Entwicklung in die Richtung neuer Spielregeln in einer Gesellschaft wird immer von den 

alten Verhaltensnormen und den von ihnen profitierenden gesellschaftlichen Gruppen ge-

prägt. Dies führt fast unvermeidlich dazu, dass die durch den Wandel schlechter gestellten 

und ihn daher ablehnenden Gruppen versuchen, ihre Interessen durch Lobbybildung und rent-

seeking zu verteidigen.17 Das könnte sogar so weit gehen, dass eine Gesellschaft entsteht, in 

der die ökonomischen Akteure in entgegengesetzte Richtungen agieren, weil sie sehr unter-

schiedliche Ziele und Strategien zu deren Erreichung verfolgen. Die unterschiedlichen Nor-

men (die alten und die neuen) werden nicht nur koexistieren, sondern auch miteinander kon-

kurrieren. Im Allgemeinen kann man zwei verschiedene Bündel von Normen feststellen. Ein 

Bündel wird von den die neuen Entwicklungen bejahenden Gruppen unterstützt, die zum 

Wandel bereit sind und die sich vom neuen System mehr Chancen versprechen. Ein anderes 

Bündel bevorzugen die Individuen, die davon überzeugt sind, dass das alte System ihnen 

mehr Vorteile bringt.18 Durch das Aufeinandertreffen dieser zwei Bündel von Normen werden 

mehr oder weniger starke Konflikte verursacht. Die Transaktionskosten steigen stärker, als 

dies bei einer langsamen evolutorischen Entwicklung der Fall wäre. Gelänge es, die Entwick-

lungsprozesse der formellen und informellen Institutionen in bessere Übereinstimmung mit-

einander zu bringen, würde der Normenkampf alt gegen neu gemindert und dadurch die 

Durchsetzung der neuen Regeln erleichtert werden.  

 

Zweitens steigen bei starken Diskrepanzen in der Entwicklung von formellen und informellen 

Institutionen die Unsicherheit und damit die Transaktionskosten, die bei der Reduzierung von 

                                                 
17  Die den Wandel ablehnenden Individuen sind eher bereit, mehr zu zahlen, um den alten Ordnungsrahmen zu 

erhalten. Sie können eine repräsentative Lobby oder eine politische Partei bilden, um Vorteile ihrer besonde-
ren Positionen auszunützen.   

18  Vgl. Streit/Mummert (1996), S. 14-18. 
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Unsicherheit anfallen.19 Im Verlauf der Transformationsprozesse in Russland und in den an-

deren mittel- und osteuropäischen Ländern lassen sich zum Teil extreme Unterschiede fest-

stellen, die durch unterschiedliche Interaktion zwischen formellen und informellen Regeln 

erklärt werden können. In den Ländern, in denen der Wandel der formellen Institutionen in 

einer besseren Übereinstimmung mit dem Wandel der informellen Institutionen erfolgt, sind 

die Transaktionskosten niedriger und die Akzeptanz durch die Individuen höher.20 Dadurch 

wird auch die ökonomische Performance positiv beeinflusst. Wäre eine solche Übereinstim-

mung mit politischen/wirtschaftspolitischen Mitteln leicht erreichbar, würden die Transforma-

tionsprozesse viel ähnlicher und möglicherweise schneller verlaufen. Das größte Problem ist 

jedoch, dass informelle Institutionen politisch schwer beeinflussbar sind. „Informal con-

straints, unlike formal rules cannot be changed overnight.“21 Bei Diskrepanzen zwischen den 

formellen und informellen Institutionen können Politiker die informellen Regeln im Gegen-

satz zu den formellen nicht direkt beeinflussen oder unmittelbar verändern.22 

 

 

3  Wettbewerbspolitik als Institution in Russland 
 

3.1  Die institutionelle Verankerung der Wettbewerbspolitik 
 
Ein Wettbewerbsrecht ist in Russland bereits in den ersten Transformationsjahren nach dem 

Vorbild der westlichen Marktwirtschaften eingeführt worden. Dabei wurde das russische 

Wettbewerbsrecht nicht nach einem Land ausgerichtet, sondern es wurden verschiedene wett-

bewerbspolitische Traditionen in der Gesetzgebung integriert.23 Auf der administrativen Seite 

wurde 1991 eine Antimonopolbehörde (Ministerium für Antimonopolpolitik – MAP) gegrün-

det. Die Wahl des Behördenstatus in Form eines Ministeriums hatte bestimmte Vor- und 

Nachteile. Einerseits sollte sie das politische Signal setzen, dass der Wettbewerbspolitik die 

höchste Priorität eingeräumt wird. In der praktischen Umsetzung wurden jedoch starke politi-

sche Abhängigkeiten begründet, da alle Entscheidungen mit den anderen Ministerien abge-

stimmt und von denen abgesegnet werden mussten. Dies führte oft zu Konflikten mit den sek-

torspezifischen Ministerien, da die Interessen oft stark divergierten. Auch das juristische Vor-

gehen gegen zentrale und regionale staatliche Behörden wurde damit unmöglich gemacht.24 

Dennoch gehörte die Stärkung der Wettbewerbspolitik in den ersten Jahren der Transformati-

                                                 
19  Vgl. North (1991), S. 30. 
20  Vgl. Streit/Mummert (1996), S. 6. 
21  North (1992), S. 12. 
22  Vgl. North (1991), S. 7.  
23  Vgl. OECD (2004), S. 19-43. 
24  Vgl. OECD (2004), S. 43-44. 
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on zu den wichtigsten politischen Aufgaben. Dies änderte sich schnell nach dem Wechsel der 

Transformationsstrategie von einer graduellen Veränderung zu einem Wechsel im Sinne eines 

Big-Bang25.  

 

Die Entscheidung, eine stetige Entwicklung von neuen Rahmenbedingungen aufgrund der 

sozialen Spannungen aufzugeben, führte dazu, dass ab 1994 einer schnellen Privatisierung, 

einer schnellen Reformierung der staatlichen Strukturen und später der Überwindung von 

Finanzkrisen hohe Bedeutung beigemessen wurde. Schutz und Förderung des Wettbewerbs 

rückten in den Hintergrund. Dies äußerte sich schnell in einem sinkenden Ansehen der Anti-

monopolbehörde. Ihre finanzielle und personelle Ausstattung schrumpfte (insbesondere wäh-

rend der Finanzkrise 1998), gleichzeitig wurde ihr Aufgabenkatalog immer umfangreicher. 

Anstelle sich überwiegend auf die Förderung und den Schutz des Wettbewerbs zu konzentrie-

ren, wurde von der Antimonopolbehörde erwartet, sich mit den allgemeinen Verhaltensnor-

men in den Märkten zu beschäftigen sowie strukturelle und institutionelle Probleme zu lösen. 

Auch das juristische Vorgehen gegen unerwünschte Handlungen von Marktteilnehmern ge-

hörte zu ihren Aufgaben. Relativ schnelle Veränderungen in der Struktur der Behörde sowie 

in ihren Aufgabenstellungen, regelmäßige Änderungen in der antimonopolistischen Gesetzge-

bung bezüglich des Umfangs von Aufgaben und Pflichten haben die Entwicklung von rechtli-

chen Standards erschwert und die Ressourcen für eine Lösung der wichtigsten Aufgaben der 

Wettbewerbspolitik aufgebraucht.26 

 

 

3.2  Marktstruktur und Wettbewerbspolitik 
 
Die aus der Sowjetzeit stammende Wirtschaftstruktur des Landes war von riesigen Konglo-

meraten bestimmt, die geografische und sektorspezifische Monopolstellungen innehatten. 

Solche Strukturen erleichterten die Planungs- und Kontrollaufgaben eines kollektivistisch 

organisierten Staates, der auch die Eigentümerrechte an dem Produktionskapital besaß. Die 

später angewandte Big-Bang-Strategie war hauptsächlich darauf gerichtet, die alten Eigen-

tumsstrukturen im Rahmen der Privatisierungspolitik aufzubrechen. Dabei wurde jedoch die 

Schaffung effizienter interner und externer Unternehmenskontrolle sowie von Anreizen zur 

Unternehmensrestrukturierung stark vernachlässigt. So wies 1998 das DIW in seiner Studie 

darauf hin, dass „als Ziel der Privatisierung genannt [wurde]: Investitionen in den realen Sek-

                                                 
25  Unter dem so genannten „Big-Bang“ versteht man ein radikales Programm, durch das die wichtigsten wirt-

schaftlichen Elemente praktisch mit einem Schlag ausgetauscht werden. 
26  Vgl. OECD (2004), S. 8. 
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tor zu lenken, zur Verbreiterung der Steuerbasis sowie zur Erhaltung und Schaffung von Ar-

beitsplätzen beizutragen... Entscheidende Voraussetzung dafür, dass die genannten Ziele er-

reicht werden können, ist die Schaffung effizienter Kontrollstrukturen in den (teil-) privati-

sierten Unternehmen.“27 Auch externe Unternehmenskontrolle war zu dem Zeitpunkt noch 

nicht geschaffen, so dass die Unternehmen im Rahmen der Privatisierung in die Hände der 

heutigen Oligarchen wanderten, die eine Verbesserung der Wirtschaftsbedingungen für eigene 

Unternehmen anstreben und wenig Interesse an einem stärkeren Wettbewerb zeigen.28 

 

Obwohl die Regulierung und Kontrolle von Monopolen sowie die Stärkung der Wettbewerbs-

strukturen bereits im Frühjahr 1997 auf eine neue gesetzliche Grundlage gestellt worden wa-

ren29, wurde die Regulierung der meist staatlichen Großunternehmen jedoch ineffizient gestal-

tet. Die bis dahin getroffenen Maßnahmen haben an der Leitungsstruktur der Unternehmen, 

der Offenheit des Marktzutritts und der Preisregulierung wenig geändert. Statt die gesamte 

Aufmerksamkeit der Stärkung des Wettbewerbs zu widmen, wurde im Zuge der Krise im 

Herbst 1998 über eine Verstärkung der Kontrolle von Monopolen sowie die Einführung von 

Preisobergrenzen diskutiert. Diese Maßnahmen konnten die Situation kurzfristig entspannen, 

haben aber nicht dazu beigetragen, dass die Wettbewerbspolitik an Bedeutung gewann.30  

 

In dem Programm vom Oktober 1998 wurde die Förderung kleiner und mittlerer Unterneh-

men (KMU) zu einer vordringlichen wirtschaftspolitischen Aufgabe erklärt. Gefordert wurde, 

dass die KMU den Wettbewerb stärken sowie zur Schaffung von Arbeitsplätzen beitragen 

sollten. Konkrete Unterstützungsmaßnahmen wurden jedoch auch in diesem Programm nicht 

genannt. Bisher wurden die unzureichenden Rahmenbedingungen kaum verbessert, die bis-

lang eine dynamische Entwicklung des Sektors behindert haben.31 Dies sollte zu der wichtigs-

ten und dringlichsten wirtschaftspolitischen Aufgabe erklärt werden. Ein politisches Interesse 

an der Veränderung der Wirtschaftsstruktur des Landes lässt sich jedoch nur schwach erken-

nen, worauf öfters seitens internationaler Experten hingewiesen wird.32  

 

Seit 2003 wird eine umfassende Reform der Wettbewerbspolitik vorbereitet und schrittweise 

durchgeführt. 2005 wurde das MAP in eine unabhängige Institution „Föderaler Antimonopol-
                                                 
27  DIW (1998), S. 37. 
28  Vgl. Guriev/Rachinsky (2005), S. 145. 
29  So war z. B. vorgesehen, im Energiesektor (Gasindustrie und Stromwirtschaft) den Zugang für neue Anbieter 

zu erleichtern und Wettbewerb einzuführen. In den Sektoren mit natürlichen Monopolen (Energie, Eisen-
bahn) wurden Preisregulierungen durchgeführt. Vgl. DIW (1997).  

30  Vgl. DIW (1998), S. 38. 
31  Vgl. DIW (1998). 
32  Vgl. OECD (2004) und EBRD (2004). 
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dienst“ (Federal’naja Antimonopol’naja Slushba - FAS) umgewandelt, die gegebenenfalls 

gegen öffentliche Unternehmen bei wettbewerblichen Verstößen juristisch vorgehen kann. 

Damit wird zumindest formell ihre Unabhängigkeit von der Politik signalisiert. Die Aufgaben 

sollen mehr auf Schutz und Förderung des Wettbewerbs fokussiert werden. Darüber hinaus ist 

für 2006 eine Novellierung des Wettbewerbsrechts geplant. 

 

 

3.3  Maßnahmen der Wettbewerbspolitik 
 
Die Anti-Monopolgesetzgebung wurde in Anlehnung an die geltenden Wettbewerbsgesetze 

der Länder der Europäischen Union ausgearbeitet. Wie im europäischen Wettbewerbsrecht 

sind auch hier drei Bereiche bei den Aktivitäten zur Erhaltung des Wettbewerbs grundsätzlich 

von Bedeutung: Verbot von wettbewerbsbeschränkenden Absprachen, Missbrauchsaufsicht 

bei marktbeherrschenden Stellungen und Zusammenschlusskontrolle. Darüber hinaus erhält 

die Anti-Monopolgesetzgebung auch besondere, nur für Russland charakteristische Regelun-

gen. 

 

 

3.3.1  Kartellverbot 
 
Art. 6 des Wettbewerbsgesetzes (WbG) regelt die Handhabung der Wettbewerbsabsprachen. 

Das Gesetz nimmt eine Trennung zwischen horizontalen und vertikalen Absprachen vor. Be-

stimmte horizontale Absprachen zwischen konkurrierenden Wirtschaftssubjekten unabhängig 

vom Gesamtmarktanteil für ein bestimmtes Produkt sind generell verboten. Dazu zählen nach 

Art. 6.1 WbG folgende Aktivitäten: Preisabsprachen (Tarife, Rabattsysteme, Aktionspreise 

sowie Preise bei den Ausschreibungen), die Aufteilung des Marktes nach territorialen Ge-

sichtspunkten, nach dem Transaktionsumfang, nach dem Produktsortiment sowie nach Kun-

dengruppen. Des Weiteren gehören dazu die Beschränkung des Marktzutritts, die Verdrän-

gung der Wettbewerber sowie die kollektive Weigerung, mit bestimmten Kun-

den/Kundengruppen Verträge abzuschließen.33 Art. 6.2 WbG verbietet darüber hinaus alle 

anderen abgesprochenen Aktivitäten, die auf die Einschränkung des Wettbewerbs oder Beein-

trächtigung der Interessen Dritter gerichtet sind. Horizontale Absprachen werden nach dem 

russischen Wettbewerbsrecht besonders intensiv kontrolliert, weil sie erstens einfacher festzu-

stellen sind und zweitens stark Wettbewerb beeinträchtigend wirken. Außerdem ist die Nei-

                                                 
33  Vgl. FAS (2005a), Art. 6.1 WbG. 
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gung zu wettbewerbsbeschränkenden Absprachen in Russland historisch bedingt besonders 

hoch.34 

 

Vertikale Absprachen sind nach Art. 6.3 WbG nicht generell verboten. Absprachen zwischen 

den in keiner Konkurrenzbeziehung zueinander stehenden Wirtschaftssubjekten, wobei einer 

der Käufer oder Lieferant des anderen ist, sind dann verboten, wenn sie den Wettbewerb be-

schränken. Unternehmen, deren Gesamtmarktanteil weniger als 35 Prozent beträgt (KMU), 

sind jedoch von dieser Regelung ausgenommen.35  

 

Art. 6.4 WbG sieht Ausnahmetatbestände vor. Horizontale Absprachen, sofern sie nicht aus-

drücklich im Art. 6.1 angeführt sind, und vertikale Absprachen sind dann zulässig, wenn die 

Wirtschaftssubjekte nachweisen, dass gesamtwirtschaftlich die positiven Effekte ihrer Hand-

lungen die negativen Konsequenzen kompensieren, insbesondere im sozioökonomischen Be-

reich. Dazu gehören die Erhöhung der Konkurrenzfähigkeit von russischen Exporten auf den 

Weltmärkten und die Unterstützung des technischen und wissenschaftlichen Fortschritts (in-

dustriepolitische Aspekte).36 

 

 

3.3.2  Missbrauchsaufsicht über marktbeherrschende Stellungen 
 
Gemäß Art. 5 WbG gilt ein Unternehmen als marktbeherrschend, wenn sein Marktanteil 65 

Prozent übersteigt. Ausgenommen sind die Fälle, in denen das Unternehmen nachweisen 

kann, dass trotz des höheren Marktanteils seine Stellung nicht marktbeherrschend ist. Bei ei-

nem Marktanteil unter 35 Prozent kann eine marktbeherrschende Stellung unter keinen Um-

ständen festgestellt werden.37 Wichtig ist hier anzumerken, dass das Vorliegen einer dominan-

ten Stellung nach dem Gesetz nicht ausreichend zur Feststellung des Marktmachtmissbrauchs 

ist. Als Missbrauch werden die wettbewerbsbeschränkenden Handlungsweisen angesehen. 

Eine Unterscheidung zwischen Ausbeutungs- und Behinderungsmissbrauch findet im russi-

schen Wettbewerbsrecht nicht statt. Laut Statistik ist in Russland die häufigste Missbrauchsart 

einer marktbeherrschenden Stellung das Aufzwingen ungünstiger und zum Teil sich nicht auf 

den Vertragsgegenstand beziehender Vertragsbedingungen (41 % aller registrierten Fälle), 

gefolgt von dem Verstoß gegen das gesetzlich vorgeschriebene Preisbindungsverfahren 

                                                 
34  Vgl. Butyrkin (2004), S. 45. 
35  Vgl. FAS (2005a), Art. 6.3 WbG. 
36  Vgl. Dillenz (1999), S. 78. 
37  Vgl. Tkatsch (2005), S. 21. 
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(14 %) und der Schaffung von Markteintrittshindernissen (7 %).38 Mehr als die Hälfte aller 

Rechtsverletzungen durch den Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung findet durch 

die natürlichen Monopole statt.39 

 

Eine Besonderheit des russischen Wettbewerbsrechts ist, dass das Absetzen des Angebots 

einer Ware mit dem Ziel, einen Mangel und/oder eine Preiserhöhung zu bewirken, als Miss-

brauch definiert wird. Solche Reduzierung oder Einstellung der Produktion von Waren ist im 

Gesetz verboten, wenn eine Nachfrage nach diesen Produkten vorliegt und es die Möglichkei-

ten für eine verlustlose Produktion gibt.40 Diese Regelung ist das Erbe der Rezession anfangs 

der 90er Jahre. Damals wurde damit versucht, noch stärkere Defizite und Stellenabbau zu 

verhindern. Aus heutiger Sicht ist diese Regelung jedoch schwer vertretbar und stellt einen 

massiven Eingriff in die Freiheit der unternehmerischen Entscheidungen dar.41 

 

Ein weiteres Instrument zur Verhinderung des Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stel-

lung ist das Führen des „Registers der marktbeherrschenden Unternehmen“, das alle Unter-

nehmen mit einem Marktanteil von über 35 Prozent auflistet. Das Register wird jährlich pub-

liziert und ist öffentlich einsehbar. Seine Weiterführung wird jedoch stark kritisiert, da die 

Erstellung einen erheblichen Aufwand darstellt und nicht selten in der Bevölkerung sowie in 

der Politik Fehlinterpretationen hervorruft.42 

 

 

3.3.3  Zusammenschlusskontrolle 
 
Der Kontrolle über die Zusammenschlüsse, die unerwünschte Unternehmenskonzentration 

verhindern soll, wird eine große Bedeutung im Gesetz und in der Praxis beigemessen. Im Art. 

17 WbG werden Unternehmenszusammenschlüsse und im Art. 18 WbG Beteiligungen (Er-

werb der Aktien am Stammkapital) geregelt.  

 

Alle nicht-kommerziellen Zusammenschlüsse (Assoziationen, Vereinigungen, nicht-

kommerzielle Partnerschaften), an denen mindestens zwei Unternehmen beteiligt sind, und 

alle kommerziellen Zusammenschlüsse, bei denen die Aktiva eines Unternehmens nach der 

letzten Bilanz einen Betrag von 100 000 Mindestgehältern überschreiten, sind nach Art.17.5 

                                                 
38  Vgl. Artemjew/Golomolsin (2004), S. 100. 
39  Vgl. OECD (2005), S. 19. 
40  Vgl. FAS (2005a), Art. 5.1. 
41  Diese Regelung ist auch im neuen Gesetzentwurf vorhanden. Vgl. FAS (2005e), Art. 5.4. 
42  Vgl. OECD (2005), S. 17-18. 
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WbG innerhalb von 45 Tagen nach dem Zusammenschluss anzeigepflichtig.43 Gemäß Art. 

17.1 WbG sind Unternehmenszusammenschlüsse dann genehmigungspflichtig, wenn die Un-

ternehmensaktiva nach der letzten Bilanz einen Betrag von 200 000 Mindestgehältern (ca.  

600 000 Euro) übersteigen.44 Die Anti-Monopolbehörde hat dann 30 Tage Zeit, um den An-

trag zu bearbeiten. Dieser Zeitraum kann bei Bedarf um maximal weitere 20 Tage verlängert 

werden.45 Der Antrag wird abgewiesen, wenn die Angaben in den eingereichten Unterlagen 

nicht wahrheitsgemäß sind oder wenn der Unternehmenszusammenschluss zu Wettbewerbs-

beschränkungen auf dem relevanten Markt führen könnte.46  

 

Beim Erwerb der Aktien am Stammkapital eines Unternehmens gilt Art. 18 WbG. Ein Antrag 

auf eine Genehmigung ist dann einzureichen, wenn 20 Prozent der Aktien mit Stimmrecht 

erworben werden, bei einer Eigentumsübertragung von mehr als 10 Prozent am betrieblichen 

Anlagevermögen, wenn die Summe der Aktiva der beteiligten Unternehmen einen Betrag von 

200 000 Mindestgehältern übersteigt oder wenn eines der Wirtschaftssubjekte einen Marktan-

teil von über 35 Prozent besitzt.47  

 

Wie beim Kartellverbot gibt es auch bei der Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen 

und Beteiligungen eine Abwägungsklausel. Eine Fusion kann auch beim Vorliegen der in den 

Art. 17.3 und 18.4 WbG genannten Tatbestände genehmigt werden, wenn die betroffenen 

Parteien nachweisen, dass die positiven Effekte eines Zusammenschlusses die negativen Fol-

gen übersteigen.48 

 

Zuletzt ist anzumerken, dass das russische Wettbewerbsgesetz eine Auflösung der kommer-

ziellen und nicht-kommerziellen Organisationen bei Verstößen gegen die gesetzlichen Rege-

lungen vorsieht.49 

 

 

3.3.4  Wettbewerbsbeschränkung durch Verwaltungsorgane 
 
Eine Besonderheit der russischen Anti-Monopolgesetzgebung sind Bestimmungen, die aus-

schließlich das Verhalten des Staates betreffen. Diese wurden in das WbG aufgrund der staat-

                                                 
43  Vgl. FAS (2005a), Art. 17.5 WbG. 
44  Vgl. FAS (2005a), Art. 17.1 WbG. 
45  Vgl. FAS (2005a), Art. 17.2 WbG. 
46  Vgl. FAS (2005a), Art. 17.3 WbG. 
47  Vgl. OECD (2005), S. 20-21. 
48  Vgl. FAS (2005a), Art. 17.4 und Art. 18.5 WbG. 
49  Vgl. FAS (2005a), Art. 17.9 WbG. 
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lichen Macht in der Wirtschaft (als wirtschaftspolitischer Akteur und als Unternehmenseigen-

tümer), welche hinsichtlich des Wettbewerbs nicht reguliert bzw. eingeschränkt ist, aufge-

nommen.50 Aus ordnungspolitischer Sicht erscheint diese Regelung als paradox. Der Staat 

schafft üblicherweise das Wettbewerbsrecht, um gegen mächtige private Unternehmen vorzu-

gehen, in der russischen Situation kämpft er vor allem gegen sich selbst.51 Allerdings zeigt 

eine Analyse der Fälle der Rechtsverletzungen, dass zu oft auch staatliche Organe involviert 

sind.52 

 

Gemäß Art. 7 WbG sind den Exekutivorganen der Föderation und den Organen der lokalen 

Selbstverwaltung alle Handlungen und Rechtsakte verboten, die die selbständige Tätigkeit 

von Wirtschaftssubjekten beschränken und/oder privilegierende/diskriminierende Bedingun-

gen für einzelne Wirtschaftssubjekte schaffen, wenn dies zu einer Einschränkung des Wett-

bewerbs führt.53 

 

Die Wettbewerbsvorschriften für die Verwaltungsorgane sind aus der Notwendigkeit der wil-

den Verhältnisse Anfang der 90er Jahre hervorgegangen. Aufgrund des fehlenden Verständ-

nisses für die Wettbewerbsprozesse, gepaart mit der mangelnden Rechtsstaatlichkeit, kam es 

oft zur Missachtung der Gesetze und anderer Normen durch die Verwaltungsorgane. Daher 

schien es angebracht, den Antimonopolbehörden entsprechende Normen in die Hand zu ge-

ben, damit diese die Rechtsverletzungen, die gleichzeitig auch den Wettbewerb beschränken, 

wirksam bekämpfen können.  

 

 

3.4  Verstöße gegen das Wettbewerbsgesetz 
 
Um die Wirksamkeit der Maßnahmen zum Schutz des Wettbewerbs beurteilen zu können, ist 

es interessant, die Statistik der Verstöße gegen das Wettbewerbsrecht zu untersuchen, auch 

wenn diese Statistiken nur mit Vorsicht zu genießen sind. Die häufigsten Wettbewerbsrechts-

verstöße finden in den Bereichen der Zusammenschlüsse, der Wettbewerbsbeschränkungen 

durch die Verwaltungsorgane sowie beim Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung 

statt. Dabei wurden nach den Angaben der FAS in 2004 in 1332 Fällen Rechtsverstöße im 

Bereich der Zusammenschlusskontrolle aufgedeckt, was 49 % aller untersuchten Fälle aus-

                                                 
50  Vgl. FAS (2005a), Art. 7.1 WbG. 
51  Vgl. Dillenz (1998), S. 106. 
52  Vgl. FAS (2005b), S. 4. 
53  Vgl. FAS (2005a), Art. 7.1 WbG. 
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macht.54 Mehr als die Hälfte der beseitigten Rechtsverletzungen kommt den Unternehmen der 

Energiebranche, des Transportsektors sowie des Post- und Fernmeldewesens zu, dabei entfal-

len 22 % auf die Elektroenergie, 6 % auf den Gassektor, auf den Transport 26 %, auf das 

Post- und Fernmeldewesen 9 % und auf den Erdölsektor 2 %.55 Negativ anzumerken ist, dass 

die Fälle des Missbrauchs einer marktbeherrschenden Stellung um 110 % und wettbewerbs-

beschränkende Aktivitäten der Verwaltungsorgane um 385 % im Vergleich zum Jahr 1996 

zugenommen haben.56 Diese Prozentzahlen geben am deutlichsten die zentralen Probleme 

wieder. 

 

 

3.5  Probleme der Wettbewerbspolitik 
 
Die Probleme der Wettbewerbspolitik liegen zum Teil in dem immer noch weitgehend man-

gelnden Verständnis für die Rolle des Wettbewerbs sowohl bei Unternehmen und Politikern 

als auch bei der Bevölkerung, zum anderen Teil in unzureichenden Erfahrungen und faktisch 

eingeschränkten Vollmachten der Antimonopolbehörde.  

 

Es lässt sich feststellen, dass leider immer noch gewichtige rechtliche und strukturelle Prob-

leme die Fähigkeit der Wettbewerbsbehörde mindern, die wettbewerbsrechtlichen Vorschrif-

ten effektiv umzusetzen. Die Aufgaben der Wettbewerbshüter sind zu breit gefasst und erlau-

ben keine Fokussierung auf die konkreten Fragen des Wettbewerbs. Während das nach west-

lichem Vorbild geschaffene Wettbewerbsrecht alle signifikanten Bereiche abdeckt, sind Sank-

tionen auch für schwerwiegende Verstöße gegen das Wettbewerbsrecht unbedeutend und die 

Vollmachten der Antimonopolbehörde bei der Durchsetzung stark eingeschränkt. Niedrige 

Schranken bei der Fusionskontrolle, immer noch fehlende Regulierungsbestimmungen für 

natürliche Monopole, die Verpflichtung, staatliche Organe bei allen juristischen Fragen und 

Entscheidungen zu unterstützen, sowie fehlender Einfluss auf die Auswahl der zu untersu-

chenden Fälle führen zur immensen Belastung der Mitarbeiter. Besonders negativ wirkt sich 

die Beschäftigung mit Bagatellen aus, die keinen oder einen nur sehr geringen Einfluss auf 

den Wettbewerb haben.57  

 

                                                 
54  Vgl. FAS (2005c), Tab. 1. 
55  Vgl. FAS (2005d). 
56  Vgl. FAS (2005b), S. 4. 
57  Vgl. OECD (2004), S. 9. 
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Dies zeigt, dass die alleinige Übernahme des Wettbewerbsrechts und die Gründung einer 

Wettbewerbsbehörde für eine effektive und effiziente Wettbewerbspolitik nicht ausreichend 

waren. In der ehemaligen Sowjetunion war die Wirtschaftsstruktur durch eine starke geografi-

sche und branchenspezifische Konzentration gekennzeichnet. Die Markt- und Produktions-

struktur wurde durch die alten formellen Institutionen geformt und blieb nach dem Zusam-

menbruch der Sowjetunion zuerst bestehen. Eine schnelle Veränderung der Eigentümerstruk-

tur ohne Schaffung der Anreize zur Unternehmensrestrukturierung, die Liberalisierung und 

Transplantation der Wettbewerbspolitik haben in Bezug auf einen funktionsfähigen Wettbe-

werb nicht die erhofften Ergebnisse gebracht. Eine effektive Transplantation von wettbe-

werbspolitischen Institutionen ist in Russland nicht gelungen. 

 

 

4 Welche Fehler hat Russland bei der Transplantation  
der Wettbewerbspolitik gemacht? 

 
Russland, das den gleichen Weg wie die anderen ehemals sozialistischen Länder Europas bei 

der Transformation gewählt hat, hatte es grundsätzlich schwerer, eine richtige Strategie zu 

finden. Die Inkonsistenz zwischen formellen und informellen Institutionen war hier wesent-

lich stärker ausgeprägt als in den anderen Ländern des Ostblocks. Die mehr als 60 Jahre Sozi-

alismus haben das Land und die gesellschaftlichen Akteure sehr stark geprägt. Der Mangel an 

Rechtskultur und damit die fehlende Vertrautheit mit den neuen Regeln verstärkten immens 

die Inkonsistenz der institutionellen Entwicklung, da die alten informellen Institutionen mit 

den neuen formellen Institutionen inkompatibel waren. Der Anpassungsprozess wurde damit 

erheblich erschwert. Aber auch die Politik ist durch Missmanagement (wissentlich oder un-

wissentlich) für das negative Ergebnis nach 15 Jahren Transformation verantwortlich. 

 

Bereits in der Anfangsphase wurden entscheidende Fehler gemacht. Der erste Fehler betraf 

die Reihenfolge der Reformschritte nach dem Zusammenbruch des alten Systems. Nach dem 

Wechsel von einer graduellen zu einer Big-Bang-Transformationsstrategie wurde zu viel Ge-

wicht auf Reformschritte wie Privatisierung und Liberalisierung der Wirtschaft gelegt. Dabei 

hätte die Schaffung von rechtlich-institutionellen Rahmenbedingungen eine höhere Priorität 

genießen müssen, insbesondere in einem Land wie Russland, das auf keine rechtsstaatliche 

Tradition zurückgreifen konnte. Erst im Nachhinein wird deutlich, dass die Schwerpunkte im 

Transformationsprozess falsch gesetzt waren. „Creation and advancement of a legal frame-

work for the market economy should be much higher on the agenda of international financials 
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organizations. It must be put in front, as a more urgent and important issue than liberalization 

and privatization, since the latter can contribute to sound growth only if the former is se-

cured.”58 

 

Der zweite Fehler lag in der mangelnden politischen Unterstützung für die ausführenden Or-

gane und deren Überfrachtung mit allen möglichen Aufgaben, die den Wettbewerbsschutz 

nicht direkt betrafen. Einerseits hatten Politiker selbst sehr wenig Erfahrung mit den neuen 

Institutionen und mussten auf die im Ausland ausgearbeiteten Vorschläge zur institutionellen 

Umgestaltung zurückgreifen. Andererseits gingen die Erfordernisse der Wettbewerbspolitik 

sowie die Interessen der neuen russischen Wirtschaftselite auseinander. Aufgrund der bei der 

Privatisierung gemachten Fehler nahm die Verflechtung zwischen Politik und Wirtschaft ex-

trem zu. Bei dem hohen Grad oligopolistischer Konzentration und der engen Verbindung die-

ser Unternehmen zur Politik hatten wettbewerbsfördernde Maßnahmen relativ wenig Chan-

cen.59  

 

Der dritte Fehler betraf die mangelnde Aufklärung aller Interessengruppen zur Steigerung des 

Verständnisses für die Bedeutung der Wettbewerbspolitik. So befürwortet nach wie vor die 

Mehrheit der Bevölkerung die Existenz von Konglomeraten und staatlicher Unternehmen mit 

Monopolstellung.60 Abgesehen von der Bevölkerung in den wirtschaftlichen Ballungszentren 

wie z. B. Moskau und Petersburg verbinden die meisten Bürger Russlands mit dem Begriff 

„Wettbewerb“ Unsicherheit, Arbeitslosigkeit und Armut. Alle Phänomene, die in den ersten 

Jahren nach dem Zusammenbruch des alten Systems aufgetreten sind, werden mit Marktwirt-

schaft und Wettbewerb assoziiert. Das mangelnde Verständnis für die Vorteile des Wettbe-

werbs und die Notwendigkeit der Wettbewerbspolitik hängen sehr eng mit der Tatsache zu-

sammen, dass Russland keine Tradition einer „rule of law“ hat. Das fehlende Vertrauen in das 

Rechtssystem und in die Durchsetzung rechtlich begründeter Interessen machen es den Wett-

bewerbsbehörden nicht leicht, einerseits das Wettbewerbsrecht durchzusetzen, andererseits 

das Verhalten der Marktteilnehmer zu kontrollieren. Die Politik ihrerseits unternimmt nicht 

viel, um diesen Missstand zu beseitigen. Weder Sanktionen bei Verstößen gegen das Wettbe-

werbsrecht noch Kontrollmechanismen und der juristische Weg sind klar vorgegeben bzw. 

effektiv ausgestaltet. 

 

                                                 
58  Kolodko (1998), S. 23. 
59  Vgl. Guriev/Rachinsky (2005). 
60  Vgl. Guriev/Rachinsky (2005), S. 146. 
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5 Ist eine mangelnde Effektivität von transplantierten Institutionen  
unvermeidlich? 

 
Die Effektivität von transplantierten Institutionen kann man schwer bewusst beeinflussen, da 

institutionelle Entwicklungen schwer vorauszusagen und genauso schwer zu planen sind. 

Wenn jedoch die Determinanten der Effektivität bei der Gestaltung der Reformschritte be-

rücksichtigt werden, können viele Fehler vermieden und damit die Effektivität erhöht werden.  

 

Die erste Vorgehensweise wäre eine graduale Transformation, die an die länderspezifischen 

Umstände möglichst weit angepasst ist. Das bedeutet, dass die bisherige Entwicklung von 

formellen und informellen Institutionen stärker berücksichtigt werden muss, und zwar bereits 

in der Vorbereitungsphase der institutionellen Umgestaltung. Bei diesem Szenario bekommt 

die politische Gestaltungsstrategie des institutionellen Wandels eine evolutorische Kompo-

nente, die für die Effektivität und damit für den Erfolg der neuen Institutionen von entschei-

dender Bedeutung ist. 

 

Es ist jedoch nicht allein die Geschwindigkeit der Reformen, die für den Erfolg entscheidend 

ist. Alle Länder Osteuropas sind der Big-Bang-Strategie bei der Transformation der Volks-

wirtschaften gefolgt. Die Ergebnisse unterscheiden sich jedoch zum Teil radikal. Während 

z. B. in Polen61 der Wettbewerbspolitik recht gute Ergebnisse beim Schutz und bei der Förde-

rung des Wettbewerbs bescheinigt werden62, ist die Effektivität der Wettbewerbspolitik in 

Russland noch mangelhaft.63 Wenn man die Legitimation der Institutionen als gegeben an-

nimmt, kommen bei einer schnellen Transplantation der Institutionen der Stärke der Politik in 

der Durchsetzung von Reformen und der professionellen Unterstützung ausländischer Spezia-

listen große Bedeutung zu. Ist der institutionelle Wandel schnell und von oben64 durchgesetzt 

worden, wird der Prozess auf einen mehr oder minder starken Widerstand seitens verschiede-

ner Interessengruppen stoßen. Das Verhalten der Individuen bzw. Gruppen, die durch das 

neue System ihre Vorteile eingeschränkt sehen oder gar verlieren, sowie das Zusammenspiel 

von gesellschaftlichen und politischen Machtgruppen determinieren den institutionellen Wan-

del und entscheiden über seinen Erfolg. „... if they are lobbies that fight with any and all 

means for their own present interests, there are no lobbies fighting with such determination 

                                                 
61  Im Gegensatz zu Russland war Polen vor dem zweiten Weltkrieg bereits mit Rechtsstaatlichkeit vertraut und 

hatte in der sozialistischen Periode eine eher polypolistische Markt- und Produktionsstruktur, die aus vielen 
mittelständischen Unternehmen bestand.  

62  Vgl. Wise (2003).  
63  Vgl. OECD (2004). 
64  Die neuen Institutionen werden zwar in der konstitutionellen Phase durch die Mehrheit der Bevölkerung 

legitimiert, die Umsetzung erfolgt die politisch festgelegte Strategie. 



 

 

22 

 

and force in favour of long term development and remote policy targets.”65 Daher ist die Stär-

ke der jeweiligen Regierung in der Reformphase besonders wichtig, um die Reformen durch-

zusetzen und eine effektive Kontrolle in der Anfangsphase zu gewährleisten. Ist die gesetzge-

bende Institution zu schwach, drohen sich aufgrund verstärkter Unsicherheiten, die einer Um-

bruchsituation immanent sind, und weit verbreiteter Orientierungslosigkeit Korruption und 

Kriminalität auszubreiten. 

 

 

6  Abschließende Bemerkungen 
 
Bei der Transplantation der Wettbewerbspolitik als Institution in Russland sind mehrere Feh-

ler gemacht worden, die den heutigen Zustand der Wettbewerbspolitik erklären. Nachdem die 

Wettbewerbspolitik bereits in den ersten Jahren der Transformation nach westeuropäischem 

Muster eingeführt wurde, lässt sich heute feststellen, dass sie wenig effektiv sowie wenig  

ökonomisch effizient ist. Auf die geringe Effektivität weisen die Marktstruktur sowie die ge-

sellschaftliche Bedeutung von wettbewerbspolitischen Entscheidungen hin. Das größte Prob-

lem stellen die noch weit verbreitete Korruption, Verstöße gegen die Regeln sowie deren 

Nicht-Befolgung dar. Andererseits weisen die hohen Transaktionskosten auf die Ineffizienz 

hin. Aufgrund des Mangels an Erfahrung bei der praktischen Umsetzung fallen hohe Lernkos-

ten sowie Informationsbeschaffungskosten an, weil die neuen Regelungen ganz oder zum Teil 

unbekannt sind. Juristische Folgen einer Verletzung von wettbewerbspolitischen Regeln sind 

oft undurchsichtig, was zu einer erhöhten Unsicherheit der Marktteilnehmer führt. Insgesamt 

lässt sich feststellen, dass die Wettbewerbspolitik in der Russischen Föderation von effekti-

vem Schutz und Förderung des Wettbewerbs noch weit entfernt ist.  

Diese Erfahrung legt nahe, dass die Transplantation von Institutionen ein sehr komplexer Pro-

zess ist, dessen Ausgang nicht genau prognostiziert werden kann. Neue Institutionen so zu 

transplantieren, dass sie in einer anderen Umgebung ebenfalls effektiv sind, ist ein schwieri-

ges Unterfangen. Der Prozess muss von Anfang an sorgfältig durchdacht und vorbereitet wer-

den. Die wichtigsten Determinanten des Erfolgs sind eine durchsetzungsstarke politische 

Kraft im Inland und erfahrene Experten, die der Regierung bei der Umsetzung zur Seite ste-

hen und den Reformprozess begleiten. Darüber hinaus müssen noch weitere Faktoren berück-

sichtigt werden, wie die wirtschaftsgeschichtliche Prägung, die rechtsstaatliche Kultur sowie 

die informellen Institutionen. Die Berücksichtigung aller dieser Faktoren stellt zwar noch kei-

                                                 
65  Kolodko (1998), S. 18. 
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ne Erfolgsgarantie dar, erhöht aber erheblich die Chancen, dass es zu einer erfolgreichen 

Transplantation von Institutionen kommen kann. 
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